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Stalins Schatten an der Saar
Die Kommunistische Partei Saar – KPS 1935–1955, Teil 2

Von Erich Später

In Teil 1 wird die Entwicklung der Kommunistischen Partei Saar (KPS) von Ende der 
1920er Jahre bis zum Jahr 1952 dargestellt. Schwerpunkte sind das Jahr 1935, Ver-
folgung und Exil in der Zeit der NS-Diktatur, schließlich ihre Neugründung 1946 und 
die Wendung der Partei zum deutschen Nationalismus, begleitet von massenhaftem 
Ausschluss der »Parteifeinde«. Zu lesen unter saarbrueckerhefte.de

Mit ihrer nationalistischen Wahlkampagne 
unter dem Motto »Deutsch ist die Saar« ver-
doppelte die KP Saar bei den Wahlen zum 
saarländischen Landtag am 30.  Novem-
ber 1952 die Anzahl ihrer Mandate. Trotz 
einer massiven Einmischung der Bundesre-
gierung in den Wahlkampf, die in der Auf-
forderung gipfelte, ungültige Stimmzettel als 
Protest gegen die Eigenständigkeit des Saar-
landes abzugeben, unterstützte eine große 
Mehrheit der saarländischen WählerInnen 
den im Land seit 1947 eingeschlagenen po-
litischen Weg. Bei dieser Wahl erhielten die 
CVP Christliche (Volkspartei) des Minister-
präsidenten Ho"mann und die Sozialdemo-
kratische Partei Saar (SPS) zusammen fast 
70 Prozent der abgegebenen Stimmen. Mit 
den saarländischen Kommunisten stand zu-
dem eine nationalistische Partei auf dem 
Wahlzettel, die wie die westdeutsche KPD or-
ganisatorisch und politisch ein integraler Be-
standteil der in der DDR herrschenden Ein-
heitspartei SED war. 

Mit ihrem Wahlslogan »Deutsch ist die 
Saar«, mit dem auch die von der NSDAP ge-
führte »Deutsche Front« 1935 für den An-
schluss des Saargebiets an Hitler-Deutschland 
warb, erreichte die KP Saar 41.000 Stimmen, 
das waren 9,5 Prozent aller Stimmen. Sie ver-
besserte damit ihr Ergebnis gegenüber der er-
sten saarländischen Landtagswahl 1947 um 
ein Prozent und stellte vier Abgeordnete im 
Parlament. Das saarländische Ergebnis war 
im Vergleich zu den mageren Resultaten der 
KPD bei den Landtagswahlen in den west-
deutschen Bundesländern 1951 und 1952 ein 
sehr gutes. Bereits 1951 scheiterte die Partei 
in Niedersachsen und Rheinland-Pfalz an 
der Fünf-Prozent-Hürde. In ihrer Hochburg 

Nordrhein-Westfalen (NRW) verlor sie im 
Vergleich zur Landtagswahl 1947 mehr als 
die Hälfte ihrer WählerInnen und rutsch-
te von 14 auf gerade noch 5,5 Prozent. Bei 
der Bundestagswahl 1953 scheiterte die KPD 
auch hier mit 2,2 Prozent an der neu einge-
führten Fünf-Prozent-Hürde. Dies war ein 
dramatischer Verlust an Mitgliedern, Wäh-
lerInnen und politischem Ein#uss innerhalb 
weniger Jahre.

�������bMitglieder  
in Westdeutschland 

Dabei hatte die Partei 1946 in den westlich-
en Besatzungszonen mit 300.000 Mitglie-
dern fast wieder den Stand von 1932, dem 
letzten Jahr der Weimarer Republik, erreicht. 
Die Partei wurde durch das NS-Regime in 
den Jahren 1933 bis 1945 gnadenlos ver-
folgt. Die Zahl der kommunistischen Opfer 
wird auf Fünfzehn- bis Zwanzigtausend ge-
schätzt. Zehntausende wurden in Gefäng-
nissen und Konzentrationslagern inhaftiert. 
Aber damit nicht genug. Fast die gesamte im 
sowjetischen Exil be$ndliche Parteiführung, 
Funktionäre und Mitglieder wurden 1936 bis 
1938 vom sowjetischen Geheimdienst ermor-
det, starben in den sowjetischen Lagern oder 
wurden während des deutsch-sowjetischen 
(Nichtangri"s-)Vertrags (1939–1941) an die 
Nazis ausgeliefert. Mit dem 1947/48 begin-
nenden Kalten Krieg zwischen der USA und 
der Sowjet union wurde die Partei zuneh-
mend den Interessen der allein herrschenden 
SED der DDR unterworfen. Die von der SED 
1948 eingerichtete Westkommission gab die 
politische Linie für KPD und KP Saar vor 
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und traf alle wesentlichen Personalentschei-
dungen. Das wirksamste Mittel der Berli-
ner Parteiführung um Walter Ulbricht und 
Wilhelm Pieck zur Sicherung ihrer Kontrol-
le über die Westgenossen waren Parteisäube-
rungen. Vor allem in der Zeit von 1948 bis 
1953 wurden nicht nur Tausende aus der Par-
tei ausgeschlossen, sondern auch Funktionäre 
der KPD bei ihrem Aufenthalt in der DDR 
verhaftet, gefoltert und in Geheimprozessen 
zu hohen Strafen verurteilt. Bekanntes Bei-
spiel ist der stellvertretende KPD-Vorsitzende 
und Bundestagsabgeordnete Kurt Müller, der 
1951 in Ostberlin unter erfundenen Beschul-
digungen als Parteifeind inhaftiert und von 
einem Tribunal des sowjetischen Geheim-
dienstes NKWD zu 25 Jahren Arbeitslager 
verurteilt wurde. Der Bundestag weigerte 
sich, den von ihm, weil aus der Haft, erklär-
ten Mandatsverzicht zu akzeptieren. So blieb 
er bis 1953 Abgeordneter und wurde nach 
dem Beginn der Entstalinisierung in der So-
wjetunion 1956 freigelassen. 

USA – Feind des deutschen Volkes

Seit der Gründung von BRD und DDR im 
Jahr 1949 verschärfte sich die nationalis-
tische Rhetorik der Kommunisten. In ih-
rer Propaganda wurden die westlichen Sie-
germächte des Zweiten Weltkriegs zu den 
Hauptfeinden des deutschen Volkes erklärt. 
Vor allem die USA wollen Westdeutschland, 
so die Kommunisten, mithilfe von Adenauer 
unterwerfen und als Basis für einen neu-
en Weltkrieg nutzen. Dagegen galt es, eine 
»nationale Befreiungsbewegung aller Deut-
schen« zum »revolutionären Sturz des west-
deutschen Adenauer-Regimes« zusammenzu-
schließen. Die nationalistische Rhetorik und 
das angestrebte Bündnis mit früheren Nazis, 
Wehrmachtso%zieren und Industriellen stie-
ßen auf breite Ablehnung der Mitgliedschaft. 
Es war für viele aufgrund ihre Verfolgungs-
erfahrungen und Leiden seit der Gründung 
der Partei 1918 undenkbar, eine solch natio-
nalistische Politik zu unterstützen. Allerdings 
konnte sich diese Ablehnung aufgrund der 
autoritären Parteistruktur nicht artikulieren. 
Zehntausende verließen die KPD oder wur-
den ausgeschlossen. Der Parteivorsitzende 
Max Reimann warf in einer Rede 1949 vie-
len Mitgliedern eine Aversion gegenüber dem 

Begri" Vaterland und den Farben »Schwarz-
Rot-Gold« vor. Dennoch forderten Kommu-
nisten vielerorts die Rückkehr zu einer anti-
faschistischen und klassenkämpferischen, an 
sozialen &emen orientierten Politik. Vergeb-
lich.

Die Saarländische Republik

Die Saar-Kommunisten waren integraler Be-
standteil des von SED/KPD verkündeten 
»Nationalen Befreiungskampfes« des deut-
schen Volkes. Die KPS wurde wie die KPD 
von der Westkommission der SED kontrol-
liert und folgte den politischen Vorgaben aus 
Ost-Berlin. Die Partei, 1946 von der franzö-
sischen Besatzungsmacht legalisiert, verwei-
gerte der 1947 gegründeten saarländischen 
Republik die Legitimation. Die KPS agierte 
stattdessen als eine deutsch-nationalistische 
Fundamentalopposition. Dabei existierte 
der deutsche Staat seit der bedingungslosen 
Kapitulation am 8/9. Mai 1945 nicht mehr. 
Die siegreichen Alliierten hatten seine völker-
rechtliche und politische Existenz als »Deut-
sches Reich« beendet. Angesichts der deut-
schen Verbrechen gegen die Menschheit, der 
Entfesselung des Zweiten Weltkriegs, des Ver-
nichtungskriegs gegen die Sowjetunion und 
der fast völligen Auslöschung des jüdischen 
Volkes in Europa war es in den ersten Nach-
kriegsjahren offen, welche neue politische 
Ordnung im ehemaligen Deutschen Reich 
von den Siegermächten und den mit ihnen 
verbündeten antinazistischen Deutschen ge-
scha"en würde. Erst die seit 1947 beginnende 
Konfrontation zwischen den Siegermächten 
USA und Sowjetunion führte schließlich 
1949 zur Gründung der BRD und der DDR. 
Im Saarland hingegen lag die politische und 
militärische Regierungsgewalt seit 1945 in der 
Hand Frankreichs. Das Land wurde aus der 
französischen Besatzungszone herausgelöst 
und konstituierte sich 1947 mit seiner Verfas-
sung als Saarländische Republik.

Gauhauptstadt Saarbrücken

Frankreich war von 1940 bis 1945 einem deut-
schen Besatzungsregime unterworfen, an des-
sen mörderischer Praxis Tausende von Saar-
länderInnen beteiligt gewesen waren. Der 
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sogenannte Gau Westmark, bestehend aus 
dem Saarland, der Pfalz und dem 1940 be-
setzten und angeschlossenen Lothringen 
wurde von der Gauhauptstadt Saarbrücken 
aus verwaltet. Hier konzentrierten sich die 
Gewaltapparate des Regimes, die alle poli-
tischen Feinde und als »nicht-deutsch« stig-
matisierten Bevölkerungsgruppen in der Zeit 
von 1935 bis 1945 einem Programm staat-
licher Verfolgung und Vernichtung unter-
warfen, dem viele Tausende Menschen zum 
Opfer $elen. Auf den politischen und mora-
lischen Bankrott des deutschen Nationalis-
mus an der Saar reagierten die saarländischen 
Antifaschisten von Christlicher Volkspartei 
(CVP) und Sozialdemokratischer Partei (SPS) 
mit einem Programm des Wiederaufbaus des 
zerstörten Landes. Dazu gehörte die staatli-
che Autonomie, der Aufbau eines demokra-
tischen und sozialen Rechtsstaates und die 
Wirtschafts- und Währungsunion mit Fran-
kreich. Johannes Ho"mann (1890–1967), der 
1934/35 den christlichen Widerstand gegen 
den Anschluss an Hitler-Deutschland orga-
nisierte und der den Krieg nach seiner Flucht 
aus Europa in Brasilien überlebte, wurde zum 
ersten Ministerpräsidenten des Saarlandes ge-
wählt. Er führte eine Regierungskoalition von 
CVP und SPS, deren Abgeordnete im ersten 
saarländischen Landtag fast ausschließlich 
ehemalige WiderstandskämpferInnen und 
Verfolgte des NS-Regimes waren.

Agitation im Geiste  
der Deutschen Front

Die zwei Abgeordneten der KP Saar stimm-
ten am 15. Dezember 1947 als Einzige ge-
gen die Verfassung und beschimpften nun 
ihre ehemaligen Verbündeten im Abstim-
mungskampf 1935, im Widerstand und im 
Exil als »Vaterlandsverräter« und Handlanger 
des französischen Imperialismus. Ihre mög-
liche Rolle einer linken Oppositionspartei, die 
bei Akzeptanz der saarländischen Verfassung 
eine Alternative zur Regierungspolitik ange-
boten hätte, stand nicht zur Debatte. Eine 
freie Diskussion über diese Fragen war inner-
halb der Partei nicht möglich. Kritik an der 
Parteilinie wurde mit der Ächtung als Partei-
feind und dem sofortigen Ausschluss bestraft. 
Selbst die Altkommunisten und Parteiführer 
Fritz Nickolay und Fritz Bäsel wurden 1950 

als potenzielle Parteifeinde von ihren Funk-
tionen entbunden. Obwohl die beiden eine 
gegen Frankreich und die Eigenständigkeit 
des Saarlandes gerichtete Politik propagier-
ten, war diese der KPD/SED-Führung nicht 
nationalistisch genug. Denn als Hauptfeinde 
des deutschen Volks an der Saar hatten die 
USA und ihre »Marionette« Adenauer zu gel-
ten. Bäsel und Nickolay waren zudem durch 
ihre gemeinsame Haft im KZ Dachau und 
ihre Emigration nach Frankreich (Nickolay) 
und in die Schweiz (Bäsel) als potenzielle Ab-
weichler und Verräter verdächtig. Der Vor-
wurf der West emigration wurde seit 1948 zum 
Standardverdacht, der es erlaubte, alle Kom-
munisten, die nicht den Krieg in der Sowjet-
union (SU) verbracht hatten, als potenzielle 
Verräter zu behandeln. Am 10. April 1951 
verkündet die NEUE ZEIT in einer kleinen 
Notiz auf ihrer ersten Seite, dass Genosse Os-
wald Weyrich (der drei Jahre in sowjetischer 
Kriegsgefangenschaft verbracht hatte) nun er-
ster Vorsitzender der saarländischen Kommu-
nisten sei. Nickolay starb 1953 in der DDR. 
Bäsel wurde 1954 wieder in die Parteifüh-
rung aufgenommen. Unter dem Vorsitz von 
Weyrich kostümierte sich die KP Saar bei den 
Landtagswahlen 1952 als Variante der »Deut-
schen Front« von 1935 (siehe Teil 1 in Saar-
brücker He!e Nr. 130). 

Schauprozesse gegen  
jüdische Kommunisten

Während die saarländischen Kommunisten 
ihren Wahlkampf führten, endete in Prag 
der Schauprozess gegen 14 ehemals führende 
Partei- und Staatsfunktionäre der Tschecho-
slowakei. Darunter der ehemalige Generalse-
kretär der Partei Rudolf Slansky. Der Prozess 
besiegelte die stalinistische Machtübernah-
me im Land, die mit dem Staatsstreich der 
KP gegen ihre antifaschistischen Verbünde-
ten im Februar 1948 begonnen hatte. Er bil-
dete den Abschluss der großen Tribunale in 
Ost-und Mitteleuropa, die 1948 mit dem To-
desurteil gegen den ungarischen Parteifüh-
rer Lazlo Rajek an$ngen. Hintergrund war 
die Umformung der Kommunistischen Par-
teien nach dem Vorbild der sowjetischen KP. 
Die Überprüfung aller Parteimitglieder, Aus-
schlüsse, Verhaftungen, Deportationen, Ge-
heim- und Schauprozesse zielten darauf ab, 
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die bedingungslose Gefolgschaft gegenüber 
der Sowjetunion herzustellen. Die Angeklag-
ten dieser Prozesse waren fast alle Kommu-
nisten, die während der NS-Zeit in westliche 
Länder emigriert waren, ehemalige Angehö-
rige der im Spanischen Bürgerkrieg (1936–
1939) aufseiten der Republik gegen die Fa-
schisten kämpfenden internationalen Briga-
den und Angehörige des kommunistischen 
Widerstands, die irgendwann einmal Kon-
takt zu westlichen Militär und Hilfsorgani-
sationen oder der jugoslawischen KP hatten 

Parteiführung der KP Saar 1947. Hoppe wurde 
1948 als Parteifeind ausgeschlossen, Nickolay 
und Bäsel 1950 als potentielle Parteifeinde abge-
setzt. Quelle: Neue Zeit, 27. September 1947
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und nun als Agenten von Gestapo und CIA, 
Faschisten und »Söldlinge Titos« angeklagt 
wurden. Jegliche auch nur potenzielle Ab-
weichung sollte eliminiert werden. In ihrer 
durch Folter, Erpressung und Appelle an die 
»Parteitreue« erzwungenen Geständnisse be-
kannten sich die Angeklagten $ktiver Verbre-
chen.

»Volksverräter zum Tode verurteilt«

Die NEUE ZEIT hatte seit 1948 die Saarlän-
derinnen regelmäßig über die Schauprozesse 
und Hinrichtungen informiert. Die »Ent-
larvung der Parteifeinde« und Agenten wur-
de positiv kommentiert und in vielen Erklä-
rungen der Parteiführung als Sieg über die 
»Klassenfeinde« gefeiert. Die von Stalin an-
geblich verfasste »Geschichte der KPDSU 
(Bolschewiki) Kurzer Lehrgang« von 1937, 
in der die Vernichtung aller Parteifeinde und 
die Sowjetunion als freiestes Land der Erde 
gefeiert werden, wurde ab 1951 zur zentralen 
Schulungslektüre der Saar-Kommunisten. Im 
Stil des »Kurzen Lehrgangs« titelte die NEUE 
ZEIT am 3. Dezember 1952 »Volksverräter 
zum Tode verurteilt« und erklärt: »In dem 
Prozess gegen das staatsfeindliche Verschwö-
rer Zentrum unter Führung Slanskys wur-
de am Donnerstag vom Staatsgerichtshof in 
Prag nach einwöchiger Dauer das Urteil ver-
kündet. Sämtliche Angeklagten wurden des 
Hochverrats für schuldig erkannt.«

Von den 14 Angeklagten erhielten drei eine 
lebenslange Haftstrafe, elf wurden zum Tode 
verurteilt und am 3. Dezember 1952 hinge-
richtet. Erst zu Beginn des »Prager Frühlings« 
1968 wurden die Verurteilten als unschuldig 
rehabilitiert. 

Der Slansky-Prozess war der letzte große 
Schauprozess. Aber nicht mehr Titois mus, 
Trotzkismus, Nationalismus, Spion age und 
Verschwörung gegen Volk und Regierung 
standen im Mittelpunkt der Anklage. Denn 
zehn der 14 Angeklagten waren jüdischer 
Herkunft. »Der gesamten Welt«, so der 
Staatsanwalt in dem von Rundfunk übertra-
genen Plädoyer, »drohe Gefahr durch den in-
ternationalen Zionismus.« Der »Weltzionis-
mus« sei »ein Büro des amerikanischen Im-
perialismus« und durch »Tausend Fäden mit 
den Klasseninteressen des Weltkapitalismus 
verbunden«. Die Verhandlungen wurden im 

Radio übertragen, und der Staatsanwalt be-
tonte an jedem Verhandlungstag die »klein-
bürgerliche und jüdische Herkunft« der An-
geklagten.

Mein Vater ist kein Mensch

Diese Herkunft, so wurde in der Anklage-
schrift behauptet, mache sie zu national un-
zuverlässigen »Kosmopoliten«. Diese propa-
gierten »die Idee vom Weltstaat« von einem 
Welt bürgertum und wollten die Völker ent-
nationalisieren. Dies sei nichts anderes als die 
ideologische Maskierung der amerikanischen 
und zionistischen Weltherrschaftspläne. In 
ihren absurden »Geständnissen« bekannten 
die Angeklagten, als Agenten einer weltwei-
ten zionistischen Verschwörung gegen die So-
wjetunion und die volksdemokratischen Län-
der tätig gewesen zu sein. In Tausenden von 
Versammlungen in Fabriken und Büros for-
derten Bürger die Hinrichtung der »Partei-
feinde«. Der Sohn des Angeklagten Ludwig 
Freund (tschechisch Ludvik Franka) verlangte 
in einem Brief, der vor Gericht verlesen wurde, 
den Tod seines Vaters. Dieser dürfe aufgrund 
seiner Taten nicht als Mensch betrachtet wer-
den. In ihren einstudierten Schuldbekennt-
nissen verschmolzen die Angeklagten ihre ge-
heime Tätigkeit für westliche Geheimdienste, 
zionistische Organisationen, jüdische Kapita-
listen und Israel zu einer einzigen monströ-
sen Verschwörung. Angesichts ihrer »Verbre-
chen« forderten einige Angeklagten in ihrem 
Schlusswort für sich selbst die Todesstrafe.

Kampagne gegen Kosmopoliten  
und Zionisten

Der internationale Kontext des Prozesses war 
die sowjetische Aufkündigung des Bünd-
nisses mit Israel. In der kommunistischen 
Presse und Publizistik wurde seit 1947/48 un-
ter Verweis auf die Vernichtung des Großteils 
des jüdischen Volkes das Recht der Juden auf 
einen Nationalstaat begrüßt. Die Aufrufe der 
arabischen Staaten nach der Gründung Isra-
els am 15. Mai 1948, »die Juden ins Meer« zu 
treiben, wurde als reaktionäre Hetze verur-
teilt. Israel wurde als fortschrittliches Staats-
wesen betrachtet. Auch die NEUE ZEIT 
übernahm diese Generallinie und titelte etwa 
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am 10. Juni 1948 über die Kämpfe in Isra-
el »SS-Generäle gegen Volksarmee« oder am 
1. Juli 1948 »Israel kämpft für gerechten Frie-
den«. Trotz des westlichen Embargos gewann 
Israel den Unabhängigkeitskrieg 1948/49 
hauptsächlich dank der Waffenlieferungen 
aus der Tschechoslowakei. Die Hoffnung 
war, dass Israel zu einem engen Verbünde-
ten im Nahen Osten würde. Spätestens je-
doch als sich der jüdische Staat Anfang der 
1950er-Jahre vorsichtig auf den Westen zu-
bewegte, veränderte sich diese Politik. Die 
Sowjetunion wandte sich von Israel ab und 
den arabischen Staaten zu. Dieser Kurswech-
sel wurde im gesamten Ostblock von der be-
rüchtigten Kampagne gegen Kosmopolitis-
mus und Zionismus begleitet.

Für die sowjetische Führung konnten die 
Juden auch innenpolitisch, wie auch schon für 
den Zaren, als idealer Feind fungieren. Nur 
durften sie im Land der Oktoberrevolution 
nicht so genannt werden. Der Feind musste 
polit-ökonomisch und nicht biologisch be-
stimmt werden. Deshalb wurden die Juden 
von nun an als »Zionisten« und »Agenten des 
Imperialismus« bezeichnet. Nur Juden konn-
ten Zionisten sein, und alle Juden galten des 
Zionismus verdächtig. Der Antizionismus 
argumentiert daher nicht rassistisch, er ver-
meidet sogar das Wort »Jude« und mag kei-
ne altmodischen Antisemiten. Er muss nicht 

einmal die vom »Faschismus« ermordeten 
»jüdischen Werktätigen« verleugnen. In der 
NEUE ZEIT wurde dies exemplarisch am 
31. Januar 1953 in dem Artikel »Was ist Zi-
onismus« aufgezeigt. Der Autor hatte angeb-
lich acht Jahre in Israel gelebt und ließ kein 
gutes Haar an dem Land, das angeblich von 
jüdischen Großkapitalisten im Interesse der 
Wall Street beherrscht würde. Diese Propag-
anda radikalisierte sich in den nächsten Jah-
ren. Nach Israels Sieg im Sechstagekrieg 1967 
gegen die mit der Sowjetunion verbündeten 
arabischen Staaten wurde die seit 1952 von 
der sowjetischen Führung betriebene Kampa-
gne gegen den Zionismus auf die internatio-
nale Ebene übertragen.

Seitdem werden Israel und der Zionismus 
mit Nazi-Deutschland, Imperialismus, Kolo-
nialismus, Rassismus und Apartheid gleich-
gesetzt. Für die arabischen Staaten war dies 
eine ungewohnte Art der Propaganda. Eigent-
lich hätten sich ihre Machthaber nichts sehn-
licher als einen Sieg Hitler-Deutschlands über 
die Sowjetunion und die westlichen Alliier-
ten gewünscht. Nach der deutschen Niederla-
ge fanden daher viele hochrangige Nazi-Ver-
brecher Zu#ucht in Kairo und Damaskus. Pa-
radoxerweise ist es jetzt die Sowjetunion, die 
den »Antizionismus« weltweit popularisiert. 
Dadurch $ndet der Antizionismus Eingang 
in das ideologische Arsenal vieler mit dem 

Parteivorsitzender Fritz Pfordt spricht 1935 auf der Kundgebung der Einheitsfront gegen Hitler. Rechts: 
In der Resolution des Landesvorstandes der KP Saar vom 14. Januar 1950 zur innerparteilichen Lage 
und dem Kampf um die ideologisch-politische Festigung der Partei wird er als Parteifeind geschmäht.
Quelle: Nachlass Bies, Stadtarchiv Völklingen (siehe auch Saarbrücker Hefte Nr. 130, S. 68)
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Ostblock verbündeter Staatsparteien und na-
tionaler Befreiungsbewegungen in Afrika und 
Asien. Und seit 1968 auch in der politischen 
Weltsicht aller Fraktionen der neuen Linken 
im Westen. In dieser neuen Welt wird Isra-
el zum rassistischen Pariastaat und die ara-
bischen Diktaturen, Tyrannen und religiösen 
Fanatiker zur Speerspitze des antiimperialis-
tischen Befreiungskampfs.

Lehren aus dem Slansky-Prozess

Die Absurdität der Vorwürfe und die Me-
thoden der Verfolgung und der Anklage ge-
gen die Zionisten und Kosmopoliten ähnel-
ten sich in allen sozialistischen Ländern. Auch 
in der DDR wurden seit dem Winter 1952/53 
alle jüdischen Parteimitglieder in der SED 
überprüft und jüdische Kommunisten aus-
geschlossen. Die Vorsteher der jüdischen Ge-
meinden, die etwa 2.000 Mitglieder reprä-
sentierten, wurden verhört und aufgefordert, 
Zion ismus und Faschismus zu verurteilen. 
Die Gemeindebüros wurden durchsucht, Ge-
meindemitglieder beschattet, verhaftet und 
verhört. Jüdische Kau#eute wurden enteig-
net. In den Kommunalverwaltungen tätige 
Juden entlassen. 

Um ihrer Verhaftung zu entgehen, #üchte-
ten der Vorsitzende der Jüdischen Gemeinden 
in der DDR Julius Meyer und drei weitere Ge-
meindevorsteher Anfang 1953 nach West-Ber-
lin. Der Zentralvorstand der Vereinigung der 
Verfolgten des Naziregimes (VVN) erklärte 
daraufhin ihren Ausschluss aus der VVN als 

zionistische Verräter und Agenten. Die Mit-
glieder der VVN waren in ihrer Mehrheit 
jüdische Überlebende der Shoah. Am 3. Fe-
bruar 1953 beschloss das Politbüro der SED 
die Au#ösung des Verbands. Angesichts die-
ser Verfolgungswelle f lohen Hunderte von 
jüdischen Bürgern bis Herbst 1953 aus der 
DDR. Im Mittelpunkt der Kampagne gegen 
den Zionismus stand das ehemalige Mitglied 
der SED-Führung Paul Merker. Er wurde als 
zionistischer Agent am 1. Dezember 1952 
verhaftet. Die SED begründete den Vorwurf 
in der berüchtigten Resolution »Lehren aus 
dem Prozess gegen das Verschwörer Zentrum 
Slansky«, die am 24. Januar 1953 auf mehre-
ren Seiten auch in der saarländischen NEUE 
ZEIT verö"entlicht wurde.

Die Resolution ist der politische und mo-
ralische Tiefpunkt der SED, KPD und der 
KP Saar in ihrer Haltung gegenüber den jü-
dischen Überlebenden. Merker war von 1931 
bis 1933 Emissär der Kommunistischen In-
ternationale (Komintern) bei der KP USA in 
New York und lernte dort die Traditionen der 
jüdischen Arbeiterbewegung und der mit ihr 
verbündeten afroamerikanischen Emanzipati-
onsbewegung kennen. Davon wurde er stark 
geprägt. Seit 1942 trat er aus seinem mexi-
kanischen Exil heraus für das von der Aus-
löschung bedrohte jüdische Volk ein. In vie-
len Stellungnahmen bezeugte Merker ö"ent-
lich seine Solidarität gegenüber den jüdischen 
Menschen. Er plädierte für eine entschie-
dene Bekämpfung des Antisemitismus und 
setzte sich für eine umfassende Entschädi-
gung der verfolgten Juden in einem von der 

Nach der Absetzung von 
Nickolay und Bäsel wird 
Oswald Weyrich zum 
Vorsitzenden ernannt. 
Quelle: NEUE ZEIT vom 
10. November 1952
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Nazi-Herrschaft befreiten Deutschland ein. 
Diese Haltung stellte 1942 nicht nur inner-
halb der KPD ein Novum dar. Im gesamten 
deutschen bürgerlichen und sozialdemokra-
tischen Exil gab es zu dieser Zeit keine ver-
gleichbare politische Position. Er trat auch für 
einen jüdischen Staat in Palästina ein. Damit 
formulierte er für die deutschen Antifaschis-
ten und Kommunisten die politische Konse-
quenz aus der Shoah. Deutlich betonte Mer-
ker die Mitverantwortung der deutschen Be-
völkerung für Krieg und Völkermord.

In der in der NEUE ZEIT gedruckten Re-
solution wurde Merker wegen seiner For-
derung nach Entschädigungszahlungen an 
die jüdischen Opfer als Drahtzieher der zio-
nistischen Verschwörung in der DDR »ent-
larvt«. Er habe sich als »Subjekt der ameri-
kanischen Finanzoligarchie« zu erkennen 
gegeben, um mit seinen Entschädigungsfor-
derungen ihr das Eindringen in Deutsch-
land zu ermöglichen. Auch die Kampagne 
der KPD, die zur gleichen Zeit 1952/53 ge-
gen die Luxemburger Verträge zwischen Is-
rael und der BR Deutschland über Wieder-
gutmachung lief, wurde als Widerstand gegen 
die »Ausplünderung Deutschlands« begrün-
det. Jede deutsche Zahlung an Israel und jede 
individuelle Entschädigung an dort lebende 
jüdische Verfolgte wurden von der KPD abge-
lehnt. Der Tod Stalins am 5. März 1953 und 
der Aufstand in der DDR vom 17. Juni ret-
teten das Leben von Paul Merker. Der von 
SED geplante Schauprozess gegen ihn fand 
nicht statt. Dennoch wurde er in einem Ge-
heimprozess zu sieben Jahren Zuchthaus ver-
urteilt und erst 1956 nach dem 20. Parteitag 
der sowjetischen Kommunisten, der die »Ent-
stalinisierung« einleitete, begnadigt. Nach sei-
ner Freilassung verlangte er in einem Brief 1 
an die Parteiführung der SED seine Rehabi-
litierung, die aber erst 1989 unmittelbar vor 
dem Ende der DDR erfolgte. 

Die .P 6aar ȴndet neue 
Bündnispartner

Diese Politik der KPD und SED führte 
auch dazu, dass die saarländischen Kommu-
nisten verstärkt das Bündnis mit ehemaligen 
Saar-Nazis und Führungs$guren der »Deut-
schen Front« suchten. Diese fanden sie in 
der vom ehemaligen Gauredner der NSDAP 

Heinrich Schneider und von dem von Hitler 
1935 zum Ehrenstadtrat von Saarbrücken er-
nannten Richard Becker geleiteten DPS (De-
mokratische Partei Saar). 
Becker und Schneider organisierten 1950/51 
Masseneintritte ehemaliger Nazis in die wirt-
schaftsliberale Partei und konnten dadurch 
die DPS übernehmen. Die meisten Funktio-
näre dieser neuen DPS waren von 1935 bis 
1945 mitverantwortlich für die Errichtung 
der Nazi-Diktatur an der Saar und die Ent-
rechtung und Deportation der jüdischen 
Bevölkerung. Das Verbot der DPS als neo-
nazistische Organisation am 15. Mai 1951 
durch die Regierung Ho"mann wurde in der 
NEUE ZEIT scharf verurteilt.

»Ebenso wenden wir uns gegen die histo-
risch falsche Darlegung der Entwicklung in 
den Jahren 1933 bis 1935«, protestierte KP 
Saar Vorsitzender Weyrich gegen die Verbots-
begründung. »Wenn sich die Saarbevölkerung 
damals für die Rückgliederung an Deutsch-
land aussprach, dann entsprach diese Haltung 
dem nationalen Bewusstsein unserer Bevölke-
rung.« Mit dieser Aussage leugnete Weyrich 
die antifaschistischen Traditionen der Partei 
und opferte das Andenken an die von den 
schneiders und beckers verfolgten und ermor-
deten Genossinnen und Genossen. Die Kol-
laboration der KP Saar mit den ehemaligen 
Nazis führte zu ihrem gemeinsamen Sieg über 
die verhasste Saarländische Republik in der 
Volksabstimmung am 23. Oktober 1955. 

1 Siehe Herf, Je"rey: »Antisemitismus in der SED. 
Geheime Dokumente zum Fall Paul Merker aus 
SED- und MfS-Archiven«, Vierteljahrshefte für 
Zeitgeschichte, Jg. 42, Heft 4/1994, 635–667. 

 https://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv/1994_4.pdf

Foto rechts: Die provisorische Tafel, die vor 
Ort im Januar 2022 auf der Kundgebung von 
bunt.saar aufgestellt wurde, ist bis heute nicht 
durch eine oɝzielle Gedenktafel ersetzt worden. 
Foto: Manni Weiss
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